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Amfatzfteuer Vorauszahlungen
der Landwirte

Für die Umsatzsteuervorauszahlungen , die
die nichtbuchsührenden Landwirte vom Januar
1LZ3 ab zu leisten haben , sind folgende Nicht-
zahlen sestgesetzt worden :' die Ertrags Durchschnitts- im Rahmen von

wertllassen satz RM . RM .5 410 440—380
6 380 410- 350
7 370 400—340
8 350 380- 320
9 330 360—300

10 310 340- 280
11 290 320—260
12 270 800—240
13 240 270—210
14 220 250—190
15 200 230- 170
16 180 210—150
17 160 190—130
18 140 170- 110
19 100 130- 70

Die SUchtzahlen erfassen den gesamten Roh -
ertrag je Hektar ohne Rücksicht daraus , ob er
im eigenen Betrieb verbraucht wird oder zumVerkauf gelangt . Es ist daher der Eigenver -
brauch noch besonders abzuziehen . Für jede
zum Haushalt zählende Person ohne Unter -
schied des Alters werden pro Vierteljahr öS
Mark an dem Gesamtumsatz abgezogen . Der
Eigenverbrauchsabzug ist nur gestattet , wenn
der landwirtschaftliche Gesamtumsatz 10 MI
Mark nicht übersteigt . Uebersteigt der Um -
satz 10 000 Mark , so wird nur der Eigen ?
verbrauch für Dienstboten zugelassen .

Vielfach haben die Finanzämter bei der Be -
rechuung der Eigenverbrauch -Freigrenze bei
gemischten Betrieben die Umsätze zusammen -
gezählt . Das ist nach einer Entscheidung des
Reichssinanzhoses unzulässig . Es gilt stets
der landwirtschaftliche Umsatz für sich.

Beispiel :
Ein Landwirt hat einen Umsatz aus Gast -

Wirtschaft oder Handwerk von S0V0M
Und einen Umsatz aus Landwirtschaft

von 7 000 M .
das sind zusammen 16 0000 M .Der Gesamtumsatz übersteigt aus beiden Be -
trieben 10000 Mark . Aber der Eigenverbrauch -
obzug ist ihm trotzdem zu gewähren , solange
der rein landwirtschaftliche Umsatz 10 000 M .
nicht übersteigt .
^ Jn den Richtzahlen sind die Einnahmen aus
Tondcrkulturen lHolz , Obst, Spargeln . Ta¬
bak, Gemüse ) nicht enthalten . Tie werden bei
der endgültigen Veranlagung besonders er -
^aßt und zum Richtzahlumsatz hinzugezählt .
Zuckerrüben gelten nicht als Sonderkulturen .Die Einnahmen hieraus sind durch die Nicht-
Bahlen abgegolten . Da die Emnahmen für
verkauftes Bich und für Milch und Molkerei -
Produkte ebenfalls in den Richtzahlen enthal -
*« » sind, kann unter Umständen beim Vorlie -
Len von Viehverlusten ein Abzug vom Umsatz
^ macht werden . Das gleiche gilt auch für
Witterungsschäden , durch die Getreide Vernich-te* wurde . Bei der Ermittlung der Richtzah -

len wird auf solche besondere Verluste keine
Rücksicht genommen .

Zu den obigen Richtzahlen ist noch folgendes
zu bemerken :

Anteil des Getreideumsatzes am Gesamt -
umsatz:

a ) Bei den nichtbuchsührenden Landwirten
im hohen Schwarzwald , sowie in den steileren
Berglagen dieses Gebirges und des Odenwal -
des ist davon auszugehen , daß das selbstge -
bante Getreide im Haushalt und im eigenen
landwirtschaftlichen Betrieb vollständig ver -
braucht wird , so da« das Getreide am steuer -
Pflichtigen Richtzahlumsatz keinen Anteil mehr
hat . Daher unterliegt der ganze steuerpslich-
tige Umsatz dem Steuersatz von 2 v. H.

Im übrigen ist bei den nichtbuchsührenden
Landwirten der Anteil des Getreideumsatzes
am Gesamtumsatz folgendermaßen festzusetzen :

d ) im Bauland im Nahmen von 25—40 v. H .,

c ) im Kraichgauer Hügelland im Rahmen
von 20 bis 35 v. H .,

d ) in den übrigen Landesteilen im Rahmen
von 16 bis 30 v. H.

Innerhalb der Rahmensätze haben die Fi -
nanzämter für die Gemeinden (Gemarkungen )
ihres Bezirks unter Berücksichtigung der je-
weiligen Getreideanbauverhältnifse zu bestim-
men , welcher Hundertsatz des Nichtzahlumsatzesals durchschnittlicher Getreideumsatz anzuneh -
men ist. Da es nicht ausgeschlossen ist, daßin einzelnen Gemeinden mit stärkerem Ge-
treidebau der Anteil des Getreideumsatzes am
Richtzahlumsatz über dem oberen Rahmensatz
des Landesteils liegt , sind die Finanzämter
ermächtigt , bei der Festsetzung des durchschnitt-
lichen Getreideumsatzes nötigenfalls auch über
den oberen Rahmensatz hinauszugehen . Die
Aemter sind angewiesen , diese Fälle Nachträg-
lich dem Landesfinanzamt anzuzeigen und da-
bei anzugeben , in welcher Höhe der durch-
schnittliche Getreideumsatz angenommen wor -
den ist.

Für den Getreideumjatz beträgt der Steuer -
suß nur 0,83 Proz .

Steuererklärung 19S2
Für die im Kalenderjahr 1932 endenden

Steuerabschnitte ist die Steuererklärung zur
Einkommen -, Umsatz- und Körperschaktssteuer
in der Zeit vom 15. bis 28. Februar 1933 ab-
zugeben . Wer diese Frist nicht wahren kann,
beantrage Verlängerung , da sonst Zuschläge
zur Steuer gemacht werden können . Die
Steuererklärung betrifft vor allem auch Ge-
werbetreibende . Ihnen ist zu empfehlen , die
Unterlagen jetzt schon bereit zu halten . Zur
Abgabe einer Einkommensteuererklärung ist
verpflichtet , wer ein Einkommen über 8000
Mark hat nnd jeder , der dazu vom Finanz -
amt aufgefordert wird . Die Zusendung eines
Formulars einer Steuererklärung gilt als
Aufforderung zur Abgabe . Wer ein Einkom -
men über 8000 Mark hat , muß auch dann eine
Steuererklärung abgeben , wenn er nicht be »
sonders dazu aufgefordert wird . Solche Steuer -
Pflichtigen müssen ein Formular b« im Finanzamt anfordern .

Für die Landwirte wirb nur die Umsatz -
steuer -Erklärung 1932 in Frage kommen. Durch
die Einheitssteuer als Grundsteuer sind die
ersten 6000 Mark des Einkommens abgegol -
ten, so daß eine Einkommensteuererklärung im
allgemeinen für Landwirte kaum erforderlich
wird .

Vorficht!
EM Mahnung bei Neuanlagen von

Mopsreden
In einer Vorstandssitzung des Deutschen

Weinbauverbandes , gehalten am 19. Sept . 1333
referierte Herr Geheimrat Dr . von Jorö .in .
„Der Deutsche Weinbau ", welcher in Mainz
erscheint, bringt unterm 24. November ver¬
gangenen Jahres in Nr . 46 folgenden Arti -

AnheWeuer der Landwirteeine fiskalische Augenbinde
Die Einführung der Einheitssteuer für

Landwirte erfolgte , weil die Landwirtschaft
^ ute ein Verlustbetrieb ist und sich bei der
^ nkommensteuer nicht einmal die Veran -^Lungsarbeiten lohnten . Durch die Einheits -euer ist also die Landwirtschaft keineswegs

gülistigt , wie oft behauptet wird . Gerade
t« ;

8
. Gegenteil ist der Fall , wenn ein Land -

toi a noc^ Rebeneinnahmen aus Gewerbebe -
v

^ b. Hausbesitz usw . hat . Denn hier muß er
. !?" ' fch durch die Einhettsstcuer mehr be -
de«

' aI§ bei ordentlicher Veranlagung nach
hott 0ß

.ß eme' ue" Einkommensteuerrecht . Des -
ttien - weil der steuerfreie Einkom -
i e ihm nicht mehr abgezogen wird , wenn
^ Einheitswert seines Vermögens 8000 M .
' tfioff ' Behauptung , die Landwirt -
enif

1 / ei durch die Einheitssteuer begünstigt ,
ge . prtn öi einer planmäßigen Volksverhetzung
her? Landwirtschaft , an der gewisse hö -

Steuerbeamten ( nicht alle — aber
heitz/, unbeteiligt sind. Daß die Ein -
telaff * r fc {ne Begünstigung der Landwirt -

ir et' a^c ' tt daraus hervor ,
* Einführung von der gesamten Land -

6 |e abgelehnt wurde und diese Steuer ,at f.cs andere als eine vereinheitlichte
ftfjaft

r öcgcu den Willen der Landwirt -
»Uli« aufgezwungen wurde . Unsere Forde -

^ d sein, daß die Einheitssteuer so
Pölich verschwinde ! Denn gleiches

% tfB„ oIIe ! Wer ein Einkommen hat , soll
-»

' ^ nsteucr bezahlen , ganz gleich , wel -^ erussstanö er angehört . Die Abschas .

sung der ordentlichen Veranlagung der Land -
wirte zur Einkommensteuer ist für die Land -
wirte kein Nutzen . Heute würden dem Fiskus
die Augen aufgehen , wie schlecht es der Land -
Wirtschaft jzeht und wie groß die Betriebs -
verluste sind . Weil man dies nicht sehen will ,
hat . man pie Einheitssteuer als fiskalische Au-
genbinde eingeführt .

kel : Ueber Neblausbekämpfung und Hybriden -
frage referierte der Vorsitzende, Geheimrat
Dr . von Jordan , und hebt hervor , daß er-
freulicherweise im letzten Jahre wieder Mittel
zur Verfügung gestellt wurden , um die nötigen
Reblansuntersuchungs - und Vernichtungöar -
betten durchzuführen . Bon einer Anpflan -
znng von Pfropfreben rät er auf Grund ei-
gener Erfahrungen ab, wenn es sich nicht dar -
um handelt , bestimmte Versuchsfragen zu
lösen. Wo die Reblaus nicht dazu zwinge ,
empfehle er , keine Psropsreben anzupflanzen ,er befürchte, daß durch den Pfropfrebenanbau
die Qualität des Pfälzischen Weines sinke und
der Ruf als Qualitätsweinbaugebiet beein -
trächtigt würde . „Das Weinland " in Nr . 11
vom November 1932, erscheint in Wien , bringt
folgenden interessanten Artikel . Die Tatsache,
daß in den letzten Jahren wiederholt veredelte
Reben zurückgegangen , auch zum Teil abg«,
starben sind , hat einige Unruhen in den Win -
zerkreifen hervorgerufen , zumal ein Teil der
betreffenden Anlagen bereits 1 bis 2 Jahre
gute bis hervorragende Erträge gebracht
hat . Diese erwähnte Erscheinung tritt in
gesteigertem Maße in diesem Jahre fast aus -
schließlich bei Sylvanerveredlungen in denGe -
markungen Lorch, Oestrich, Kiedrich, Hallgarten
und Hattenheim auf , wie schon die Erfahrung
in sämtlichen Weinbau treibenden Ländern
Europas gezeigt hat . Die Umstellung des
Weinbaus aus den Anbau von Amerikaner -
unterlagen ist stets mit großen Schwierigkeiten
verknüpft . So mußte z . B . in Frankreich . Jta -
lien , Ungarn . Oesterreich und Rumänien fast
der größte Teil der Weinbauslächen 2 bis 3
Mal neu bepflanzt werden , bis die geeigneten
Unterlagen gefunden waren . Auf Grund der
von uns gesammelten Erfahrungen liegt bei
der Umstellung unseres Weinbaues nicht die
Befürchtung vor , daß mit derartigem großen
Rückschlag zu rechnen ist . In der gleichen
Zeitschrift kommt weiter folgender interessan -
ter Artikel : Ueber Siebenbezug haben wir
schon in der letzten Nummer das wichtigste ge -
sagt. Kaust keine Direktträger ! Die alten
sind wertlos . Die neuen werden ständig über -
prüft , sind aber noch nicht zur Freigabe reif .
Die verantwortlichen Stellen werden nicht zö -
gern , im Augenblick, wenn der Wert irgend -
welcher Züchtungen erwiesen ist . solche dem
Weinbau zur Verfügung zu stellen.

siezen unrichtiger Angaben :
Verlust eines Versicherungsanspruchs!

Bor einiger Zeit hat das Kammergericht in
Berlin den Schlußpunkt unter einen Prozeß
gesetzt , dessen Ausgang für den Kläger sehr
schmerzlich war . Weil der dem Prozeß zugrun -
de liegende . Fall sich fast täglich irgendwo ab¬
spielt , sei das Urteil zur allgemeinen War -
nung mitgeteilt : Ein Anwesen war abge-
bräunt . Die in Frage kommende Bersiche-
rungsgesellschast hatte die Auszahlung der
Brandentschädigung aus Grund ihrer Satzun -
gen verweigert , weil ~ abgesehen von dem
Verdacht der Brandstiftung durch den Kläger
ober Mitschuld desselben — versuchter Versi -
cherungsbetrug vorliege . Der Brandgeschä -
digte klagte nun auf Auszahlung der Enrfchä-
digungsfnmme und als letzte Instanz entschied
das Kammergericht wie folgt : Die Klage ist
abzuweisen ! Ob der Kläger den Brcnd an -
gelegt oder mitverschuldet hat , kann dahinge -
stellt bleiben . Aber schon dadurch , daß der
Kläger einem Angestellten der Versicherung ^
gefellschaft gegenüber bei der Schadenermitt -

lnng unrichtige Angaben gemacht hat . verliert
er den Anspruch auf Entschädigung . Der Klä -
ger hat zuerst angegeben , es sei ein Korb mit
Wäsche so vollständig verbrannt , daß nichts
übrig geblieben sei. Als der Korb dann ge -
fanden wurde , habe er seine Angaben berichti -
gen müssen . Das Urteil stellt fest, daß die
übereinstimmenden Aussagen zweier Angestell -
ten der Versicherungsgesellschaft nicht allein be -
eidet . sondern auch von zwei Landjägern Vesta-
tigt worden seien, und sagt dann wörtlich :
Schon die Feststellung dieser einen Täuschung
genügt , um die Klageabweisung zu rechtserti -
gen : denn bereits eine arglistige Täuschung in
Ansehung eines Gegenstandes hat zur Folge ,
baß der Entschädigungsanspruch für alle beschä -
» igten oder vernichtete » Sachen entfällt . Die
Schadenermittlung des Berficherungsfalles ist
nämlich als eine Einheit zu betrachten .

Das Urteil mag zur Warnung dienen !

Steuerbiieikasten
Auskünfte erfolgen «nr an Leser «» lererZeitung gegen Einsendung von LS « fo «ttBriefmarke», die »er « »frage deiz»legen

sind und nnr gegen Ausweis . Als Ausweis
dient die letzte Bezugsqnittuug unserer Zei »
taug . Die Auskünfte erfolge » sorgfältig ,
jedoch unter Ausschluß jeder Hastuug .
W . H. in Weiler . Der Einheitswert Ihres

landwirtschaftlichen Betriebes kann unter Um»
ständen für die Bürgerstener und sür die Um -
satzsteuer von Bedeutung sein. Besteht durch
die höhere Bewertung ein Einheitswert über
10 000 Mark , so haben sie die volle Bürger -
steuer zu zahlen . Bleibt der Einheitswert un -
ter 10 000 Mark , so beträgt die Bürgersteuer
nur die Hälfte . Ist der Einreihungswert je
Hektar landwirtschaftlich genutzte Fläche bei
der Einheitsbewertung zu hoch, so ist Ihr Be¬
trieb dadurch in eine höhere Ertragswertklasse
gelangt , was sich auch bei der Umsatzsteuer aus -
wirkt , denn die Richtzahle » sind nach der Er -
tragswertklasse abgestuft . Je nach der Höhedes Einheitswertes oder des Hektarwertes
empfiehlt sich die Behandlung des Einspruches
gegen den Einheitswert zu verlangen . Der
Einheitswert hat also bei den nichtvermögens -
steuerpflichtigen Landwirten bereits eine Be -
deutung erlangt , die allerdings nur von Fall
zu Fall beurteilt werden kann. Die vom Fi -
nanzamt gestellte Erklärungösrist ist unerheb -
lich : sie können jederzeit die Behandlung Ihres
Einsprnchs verlangen .

Badischer Steuerwert
tt . L. in B . Sie haben ein Grundstück im

Jahre 1932 für 2250 Mark gekauft . Der Ver -
käufer hatte das gleiche Grundstück im Jahr «
1902 um den Kaufpreis von 2450 Mark erwor¬
ben . Ter badische Steuerwert dieses Grund -
stücks beträgt 5750 Mark . Sie fragen : Waö
muß ich tun , um den Steucrivcrt herunter zubekommen '? Zunächst müssen Sic feststellen,
ob es sich um ein klassifiziertes oder um
ein einzeln geschätztes Grundstück handelt .
Bei den klassifizierten , d . h . in Klassen
eingeteilten Grundstücken wirb der Steuer -
wert geändert , wenn bargetan wird , daß das
Grundstück in eine niedrigere Klasse der be -
treffenden Kulturart gehört . Handelt es sich
jedoch um ein einzeln geschätztes
Grundstück , bann müssen Sie dem Finanz -
amt beweisen , daß der Steuerwert den Stand
der Verhältniässe am 1. April 1914 um mehr
als 10 Pro ^ übe »-kteiqt. Der babifche Steuer »
wert besteht grundsätzlich in dem Stand der —
Wertverhältnisse am l . April 1914. Die nied¬
rigeren Kaufpreise nützen also zunächst nichts .
Sehen Sie sich nach dem Steuerwert von Ver -
gleichszahlen um und kommen Sie zur Steuer -
sprechstunde des Landbundes am 24. Januar
morgens von 11—1 Uhr nach Mosbach , wo
mau Ihnen den Antrag formuliert .

GewerdMer SKSenWrleb der
AndwirtsAast

L. F . in W . Ihre Lohnsäge und Herstellung
von Pfählen bilden zusammen einen selb-
ständigen gewerblichen Nebenbetrieb . Dadurch ,daß Sie Holz für Dritte gegen Entgelt sä-
gen, ist der Tatbestand deö Gewerbes gege-
ben . Sie müssen dies unter Angabe der Zahlder Arbeitstage zum landwirtschaftlichen Un »
fallkataster auf dem Rathaus innerhalb der
durch die Ortsfchelle bekanntgegebenen Frist ,unter die auch landwirtschaftliche Knlturände -
rnngen fallen , anmelden .

Vom Sägclohn und von den Pfählen ist Um -
satzsteuer zu bezahlen , nnd zwar bei den Psäh .len vom ganzen Entgelt . Durch die Be - undVerarbeitung des Holzes wird die Nämlichreitd " Ware verändert und vom ganzen WertUmsatzsteiler erhoben . Anders ist es , wen »Ihre Kunden das Holz selbst stellen Dannbrauchen Sie nur vom Lohn (Verdienst ) dieUmsatzsteuer zahlen . Ueber die Umsätze au ,Gewerbe müsien Sie vierteljährlich eine Vor -anmeldung beim Finanzamt abgeben .Einkommensteuer haben Sie aus dem Ge -werbe solange nicht zu zahlen , als der Rei « .gewinn hieraus 1000 Mark nicht übersteigt .
Steuerwerk des Betriebsvermögens» . H. i» Br . Das landwirtschaftliche Be -triebsvermogen mußte ab 1. April 1932 vo»der Gewerbesteuer freigestellt werden , da eSnach dem notverordneten Steuervereinheitli .
chnngsgefetz den Ländern verboten ist. di«Landwirtschaft sowohl zur Grundsteuer als auchzur Gewerbesteuer heranzuziehen . Infolge -»denen haben Sie Ihr sogenanntes landwirt -
schaitliches Betriebsvermögen weder bei derGemeinde - nnd Kreisumlage noch bei der staat »
lichen Grund - und Gewerbesteuer zu versteu -
eru . Die Gemeinde muß Ihnen den Teil der
Umlage , der auf das Betriebsvermögen ent -
fällt , für das Rechnungsjahr 1932 wieder zu«
rückbezahlen . Bor dem 1. April 1932 betrugdie Freigrenze 5099 Mark . Von 5100 Mark
Steuerwert des Betriebsvermögens an wurde
Gewerbesteuer erhoben . Für das Gewerbe gilt
nach wie vor die Freigrenze von 2599 Mark .

Berantwortlich für ? „Der Ratgeber"
Fr . Schmitt. Leutershausen .
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